
4. BEG RUNDUNG 
(zugesimmt durch Stodtverordnetenbeschluß vom 17.7.78 

4.1 Das Plangebiet 'Bahnhofsvorplatz' wird zur Zeit 
durch die BebauungsplHne 7 und 7.1 Uberdeckt . 

. Beide Bebouungsplöne sind aufgrund eines Urteils 
des ~ess. Verwaltungsgerichtshofes vom 13. 7. 73 
uber die ordnungsgemHße Bekanntmachung als nicht 
mehr rechtswirksam zu betrachten. Auf eine erneute 
Offenlegung wurde wegen der beabsichtigten Neuauf­
stellung eines Bebauungsplanes fUr den betreffen­
den Planbereich verzichtet. 

Zwingende Grunde machen diese Neuaufstellung 
erforderlich, auch bevor ein rechtsverbindlicher 
Flächennutzungsplan fur die Stadt Hanau vorliegt. 
Diese zwingenden Grunde ergeben sich aus der Ab-. 
sieht der Bundesanstalt fur Arbeit auf einem.von 
ihr bereits angekauften Grundstuck gegenUber dem 
Bahnhofsvorplatz .in Kurze das neue Arbeitsamt zu 
errichten. Dies käme den jahrelangen BemUhungen 
der Stadt entgegen im Bereich des Bahnhofsvor­
platzes eine dessen städtebaulicher Relevanz ent­
sprechende Bebauung zu erhalten.DarUberhinaus ist 
diese Großbaumaßnahrne, ebenso wie in der Vorbe­
reitung befindliche private Baumaßnahmen, aber 
~uch im Sinne der Konjunkturankurbelung und d~r 
Sicherung oder Neuschaffung von Arbeitsplätzen 
von besondere Bedeutung. 

Diese geplanten Baumaßnahmen sind aber nur auf 
Grund der Ausweisungen dieses Bebauungsplanent­
wurfes möglich. GegenUber dem frUheren, als nicht 
mehr rechtsverbindlich anzusehenden Bebauungsplan 
sind jedoch keine gravierenden Änderungen ent­
halten, die nur aus ein~m rechtsverbindlichen 
Flächennutzungsplan hergeleitet werden könnten. 
Der Bebauungsplanentwurf entspricht im Ubrigen dem 
Flächennutzungsplanentwurf. 
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Durch diesen Bebouungspl~n können ~esw~it9ren 
dringende städtebauliche Neuo.rdmmg~n i:r. P·:n~t:iid1 des 
Hauptbahnhofes ermöglicht werder., die sich im 
wesentlichen aus folgenden GrUnden ~r9eb~~: 

a) An dar Ecke der Straße 'Am Hauptbahnhof/ 
petting$r Straße war ein 12-ges~hossige$ 
GebHude zwingend festgesetzt. Aufgrund 
der getlnderten Sachlage in der Bevölkerungs­
entwicklung und der dac!urc.h veränderten 
Nachfrogesituation soll nun die Möglichkeit 
einei niedrigeren und weniger ~erdichteten 
B~bauung gegeben werden. 

b) In dem Baublock zwisch0n I~d~strieweg-/ 
Otto=Stroßc / Doiml ·:ir ;,+,,i~ße _ und Boschstraße 
wor r::J'.i T,3i1 de:- G6Si~-~sflächc durch den 
BebouuDgsplan Nr. 7 de~holb nicht abgedeckt, 
weil zur'.,· Zeitpunkt s,:,~~ner Auf ste.l lung dieter 
Teil zur Gemor~ung GrcBa~\eirn geh~rte und 
somit der Plonungshoheit der Stadt lionuu 
en{;zogen wc1.·. 

r~0se Blockteilfltlche ist nun mit in den 
Gel tung~bere.-tch dieses Bebouungsplcm~s 
einbezogen„ 

c) Als eine Mfglichkeit zur weiteren Parkraum­
beschaffung im Bereich des Hauptbahnhofes 
wurde mit Zü~timmung Jar Deutschen Bundes­
bahn auf de~ bundesbohneigenen Geltinde sUd­
westlich deiBoschstraße die Errichtung 
eines Parkhci_uses vorgesehene 

4.2 Entwurf 

4o21 Art und Maß der baulichen Nutzung 

Als Art der baulichen Nutzung wurden laut den Aus­
weisungen des Fltichennutzung~pl~~antwurfes fUr die 
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Bebauung entlang der Straße 'Am Hauptbahnhof' 
Kerngebiet, ~Ur den Baublock zwischen Otto- und 
Daimlerstraße Mischgebiet festgesetzt. Das Gelände 
des zukunftigen Arbeitsamtes wurde als Gemeinbe­
da~fsfläche ausgewiesen. 

Bei der Bemessung des Maßes der baulichen Nutzung 
wurdaiim allgemeinen die Höchstwerte der BauNVO 
nicht Uberschritteno Ausnahmsweise mußte fUr die 
geplante, nordwestlich an den Neubau des Arbeitsamtes 
angrenzende Bebauung das zulässige Maß der baulichen 
Nutzung gemäß§ 17 (9) BauNVO Uberschritten werden. 
Dies ergab sich aus der Notwendigkeit an dieser 
Stelle eine Bebauung zu fordern, die zum einen durch 
ihre Höhe einen Bezug zu dem geplanten 7-geschossigen 
Bau des Arbeitsamtes darstellt und zum anderen den 
Ubergang bildet zu der bereits vorhandenen 2-ge­
schossigen Bebauu~g entlang der Straße 'Am Haupt­
bahnhof'. Die dafUr zur VerfUgung stehende Grund­
fläche wurde jedoch eine solche Ausnutzung im Rahmen 
der Höchstwerte des§ 17 (1) BauNVO nicht zulassen. 

4.22 Erschließung 

Zur DurchfUhrung dieses Bebauungsplanes reicht 
dle vorhandene Erschließung aus. Es sind diesbezUglieh 
keine weiteren Maßnahmen notwendig. 

4.3 Einwohner 

Durch die Aufstellung dieses Bebauungsplanes kann 
sich voraussichtlich die Einwohnerzahl in dem be­
treffenden Plangebiet um ca. 300 erhöhen. 
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4.4 Kosten 

In dem betreffenden Planbereich si~d noch einige 
Restausbauten vorzunehmsn, desweiteren lst eine· 

.Verbreiterung des Industrieweges (geplont~7 Zu­
bringer zur B 43 Neu) in sUdwestlicher Richtung 
zwischen Daimler- und Ottostraße vorgesehen. 

Es ergeben sich voroussichtl:fch folgende Kosten: 

• Beiderseitiger Ausbau des BUrgersteiges 
entlang der Ottostrcße und Herstellung 
der VerkehrsgrUnflijchen entlang der 
Straße 'Am Hauptbahnhof' und nord6stlich 
des Bahnhofsvorplatzes zusC1mme11 ca. DM 150.000,--

Verbreiterun~ des Industrieweges 
(Londerwerb und betreffender Ausbau) 

zusarnm:m eo. : 

zusammen eo.: 

DM 1~5.ooo,--
285.ooo,--

---------------• ---------------

Diese Ubers::.:h.l~i;Ig 0rmi ttel ten Kosten sind im Finanz­
plan bis zum jchre 1980 enth~lten. 




